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Europa am Scheideweg
Zur Notwendigkeit einer realistischen und nachhaltigen 

Fortentwicklung der Europäischen Union

Die Europäische Union schwankt auch 
im Frühjahr 2019 zwischen Resignation 
und Aufbruch. Brexit, Euro-1 und Flücht-
lingskrise sowie die rechtsstaatliche Ent-
wicklung in Polen, Ungarn, Rumänien 
und anderen Mitgliedsstaaten haben die 
EU nachhaltig erschüttert. Dies alles stellt 
angesichts tatsächlicher und/oder behaup-
teter massenhafter Regelverletzungen der 
unterschiedlichsten Akteure ihren Kern 
– die Rechtsgemeinschaft – in Frage, ein-
schließlich der Währungsunion und des 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts. Keine der Krisen ist gelöst: 
Der Brexit geht nach zwei verstrichenen 
Austrittsterminen am 29. März und am 
12.  April 2019 in die dritte Runde, die 
gerichtlichen Verfahren zur Gewähr-
leistung der Rechtsstaatlichkeit in den 
genannten Mitgliedstaaten (Art. 7 EUV, 

Art. 259, 207 AEUV) dauern an2, ohne 
dass ihr Erfolg gewährleistet wäre, und 
mit Blick auf die Euro- und Migrations-
krise sieht es auch nicht rosig aus. 

Zwar hält die Europäische Zentralbank 
den Leitzins in der Eurozone bei 0,0% 
und hat im Rahmen ihres “Extended 
Assets Purchase Programme (EAPP)” die 
Märkte mit mittlerweile ca. 2,5 Billionen 
Euro geflutet, zwar hält der Europäische 
Stabilitätsmechanismus (ESM) bis zu 700 
Mrd. Euro für mögliche Hilfsleistungen 
an Mitgliedstaaten bereit und ist im Rah-
men der Bankenunion auch ein Abwick-
lungsmechanismus im Gang gesetzt wor-
den, der bei der Insolvenz einer Bank 
in erster Linie Eigentümer und Anleger 
heranziehen soll (VO (EU) Nr. 806/2014 
(SRM-VO));3 die Gesamtverschuldung 

der meisten Mitgliedstaaten ist dennoch 
gestiegen, und es besteht weiterhin die 
Befürchtung, dass sich die Eurokrise bei 
einer Rückführung der Hilfsmaßnahmen 
wieder verschärfen könnte. Im Asyl- und 
Migrationsrecht ist die Situation nicht 
weniger prekär. Zwar sind die Zahlen 
der Zuwanderer nach dem Ausnahme-
jahr 2015 zurückgegangen; sie verharren 
jedoch auf hohem Niveau und können 
jederzeit wieder steigen, ohne dass die 
EU bislang einen wirksamen Schutz der 
Außengrenzen oder ein System zur inter-
nen Bewältigung des Migrationsstroms 
hätte installieren können.

Über diese bekannten konfliktträchti-
gen Bereiche hinaus gibt es aber auch ein 
zunehmendes Unbehagen in weiten Teilen 
der Gesellschaft(en) an dem tendenziell 
noch immer zu paternalistischen, techno-
kratisch abgehobenen Politikansatz und 
Selbstverständnis in den europäischen Ins-
titutionen, das sich in der Bürgerinitiative 
Right2Water4 ebenso Bahn gebrochen hat, 
wie im Widerstand gegen die Freihan-
delsabkommen TTIP und CETA. Ihre 
Behandlung durch die EU-Kommission als 
geheime Kommandosache, die Parlamen-
tarier und Öffentlichkeit aus der Entschei-
dungsfindung weitgehend ausgeschlossen 
hat, dürfte mit dafür verantwortlich sein, 
dass gegen das CETA in Deutschland ca. 
160.000 Bürgerinnen und Bürger vor das 
Bundesverfassungsgericht gezogen sind5, 
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und dass es auch in Österreich und Bel-
gien auf erhebliche Widerstände getroffen 
ist. Das gilt letztlich auch für den Brexit. 
Natürlich ist der Brexit ein Fehler, der 
den Briten ebenso schaden wird wie uns, 
natürlich war die Mehrheit knapp und das 
politische Personal inkompetent, leicht-
fertig und verantwortungslos. Man darf 
gleichwohl nicht ignorieren, dass es auch 
einen seriösen Kern dieser Entscheidung 
gibt: Die Unzufriedenheit mit der Unter-
werfung unter die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs, die als akti-
vistisch, zentralistisch und nicht vorher-
sehbar empfunden wird, und der damit 
einhergehende demokratische Kontroll-
verlust. Belege für diese weit über Juris-
tenkreise im engeren Sinne hinausgehende 
Befindlichkeit finden sich insbesondere 
in der jüngeren Rechtsprechung des UK 
Supreme Courts,6 die man durchaus als 
Ringen um eine verlässlichere vertikale 
Kompetenzverteilung im Staaten-, Verfas-
sungs- und Rechtsprechungsverbund der 
EU deuten kann, um den auf den Brexit 
drängenden Kräften entgegenzuwirken. 
Der frühere Chief Justice Lord Neuber-
ger hat dies bei einem bilateralen Treffen 
zwischen deutschem Bundesverfassungs-
gericht und Supreme Court im Frühjahr 
2015 mit dem schönen Satz plastisch auf 
den Punkt gebracht: “We want to become 
as muscular as you are”.

Zusätzlicher Sprengstoff ergibt sich aus 
der internen Entwicklung in manchen 
Mitgliedstaaten, die die Verpflichtung 
der Europäischen Union und ihrer Mit-
glieder auf die in Art. 2 EUV niedergeleg-
ten Werte von Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlich-
keit, Menschen- und Minderheitenrech-
ten in Frage stellt. Vor allem in Polen und 
Ungarn gibt es – erfolgreiche – Maßnah-
men der Regierungen, Verfassungsgerichte 
und Justiz zu entmachten oder gleichzu-
schalten, was nicht ohne Rückwirkungen 
auf die übrige EU bleiben kann.7

Der Lösungsansatz der EU-Kommis-
sion: Jetzt erst recht!

Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage nach der Therapie. Die vom Präsi-
denten der EU-Kommission unterbrei-
teten und wohl auch vom Europäischen 
Parlament unterstützen Vorschläge zur 

Weiterentwicklung der EU folgen im 
Wesentlichen der Devise „jetzt erst recht“. 
Die Währungsunion soll rasch auf alle 
verbleibenden Mitgliedstaaten ausge-
dehnt werden, ebenso der Schengen-
Raum und wo es – wie im Asyl- und 
Migrationsrecht  – offenkundige Voll-
zugsdefizite gibt, soll es eine Vergemein-
schaftung richten. Der französische Prä-
sident Emmanuel Macron will dagegen 
die Eurozone stärken und wohl auch die 

intergouvernementale Zusammenarbeit, 
was in der Sache auf eine Schwächung 
der EU-Institutionen hinauslaufen dürfte. 
Der Koalitionsvertrag der neuen Bundes-
regierung enthält zwar umfangreiche Aus-
führungen zur Bedeutung der europäi-
schen Integration im Allgemeinen und der 
EU im Besonderen, von der Bereitschaft, 
mehr für den EU-Haushalt aufbringen zu 
wollen, einmal abgesehen jedoch wenig 
Konkretes. Im Übrigen findet sich ein 
bunter Strauß an Reformvorschlägen, die 
von der Staatswerdung Europas über den 
weiteren Ausbau der Transferunion, die 
Einführung einer Insolvenzordnung für 
Mitgliedstaaten der Währungsunion und 
das (temporäre) Ausscheiden einzelner – 
schwacher bzw. starker – Mitgliedstaaten8 
bis zu einem beherzteren Rückbau des 
gemeinschaftlichen Besitzstandes reichen, 
etwa des Schengener Grenzkodex.9 
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Es liegt auf der Hand, dass hinter vielen 
dieser Vorschläge kompakte institutio-
nelle, politische und ökonomische Eigen-
interessen stehen. Dass, ob und inwieweit 
sie den Interessen und Erwartungen der 
Unionsbürgerinnen und -bürger dienen, 
versteht sich dabei keineswegs von selbst, 
zumal diese offensichtlich auch gar nicht 
so genau wissen, was sie im Hinblick auf 
die EU wollen. Den Wahlen in den Nie-
derlanden, Frankreich, Deutschland und 
Österreich (2017) sowie Italien (2018) 
lässt sich insoweit keine klare Botschaft 
entnehmen. Unter dem Strich haben – 
sieht man einmal von den Besonderheiten 
des französischen Mehrheitswahlrechts 
ab – eher die integrationskritischen bis 
-feindlichen Kräfte gewonnen.

Realistische Voraussetzungen für eine 
Weiterentwicklung der EU

Ausgangspunkt für eine realistische und 
nachhaltige Weiterentwicklung der EU 
muss vor diesem Hintergrund die Legiti-
mität ihrer Herrschaftsordnung sein und 
in diesem Zusammenhang auch das Ver-
hältnis zu ihren Mitgliedstaaten und der 
Rolle, die sie in dieser spielen.

1. Jede politische Herrschaftsordnung setzt 
Legitimität voraus. Legitimität bedeutet 
ihre soziale Anerkennung als gerechtfer-
tigt, wobei zwei Perspektiven unterschie-
den werden können: die Behauptung bzw. 
Inanspruchnahme einer normativ begrün-
deten Anerkennungswürdigkeit10 und der 
soziologische bzw. sozialpsychologische 
Befund einer tatsächlichen Anerkennung 
im Sinne eines Legitimitätsglaubens.11 
Eine politische Herrschaftsordnung hat 
nur Aussicht auf Bestand, wenn sie – 
altertümlich gesprochen – durch willigen 
Gehorsam der Herrschaftsunterworfenen 
getragen wird. In diesem Sinne beruht 
die ganze Staatsgewalt in den Worten 
Georg Jellineks auf dem Gehorsam der 
Untertanen, ist „all ihre Tätigkeit […] 
verwandelter Gehorsam“.12 Die objektive 
Wirkung öffentlicher Gewalt kann daher 
„weder den Machtunterworfenen allein 
noch irgend einem Machthaber, und sei 
er noch der unbeschränkteste Diktator, 
zugerechnet werden. Immer verdankt 
sie ihr Entstehen und Bestehen erst dem 
Zusammenwirken beider.“13 Herrschaft 

findet ihr Korrelat also im Gehorsam der 
Gewaltunterworfenen oder – moderner 
gesprochen – in der Akzeptanz der Bürger. 
„Auch der Stärkste ist“, mit Jean-Jacques 
Rousseau gesprochen, freilich „nicht stark 
genug, seine Herrschaft auf Dauer zu 
behaupten, wenn er nicht die Gewalt in 
Recht und Gehorsam in Pflicht verwan-
delt“.14 Akzeptanz aber findet letztlich nur 
die Herrschaft, die von den Herrschafts-
unterworfenen auch als berechtigt, als 
legitim empfunden wird.

2. Auch bei der Europäischen Union 
geht es deshalb um das, was jede Herr-
schaftsordnung sichern und gewährleis-
ten soll: Frieden nach innen und außen, 
ökonomische Wohlfahrt und ökologische 
Zukunftsfähigkeit. Eine Besonderheit der 
Europäischen Union ist insoweit eigent-
lich nur, dass sie diese Zwecke – anders als 
der klassische Nationalstaat – nicht allein, 
sondern im Zusammenwirken mit ihren 
Mitgliedstaaten erfüllen muss und dass 
Maßstab für ihr Gelingen die bestmögli-
che – durch die Bürger anerkannte und 
bejahte – Allokation der entsprechenden 
Zuständigkeiten ist. So würde, um nur ein 
Beispiel zu nennen, eine zentrale Regelung 
des Verhältnisses von Kirche und Staat in 
Europa angesichts der großen Spannweite 
der einschlägigen Regime in den Mit-
gliedstaaten der EU letztere auf Dauer vor 
unüberwindbare Akzeptanzprobleme stel-
len.15 Für die Verwirklichung dieser Zwe-
cke spielen freilich nicht nur ökonomi-
sche, organisatorische und bürokratische 
Gesichtspunkte eine Rolle, sondern auch 
Kultur, Sprache, Geschichte, Psychologie 
u. a. m.

3. Ob und inwieweit Narrative dazu 
beitragen können, diese Aporie aufzulö-
sen, erscheint zweifelhaft. Sie lassen sich 
jedenfalls nicht dekretieren, wirken erst 
mit der Zeit und müssen – wie dies bei 
den Nation-building-Prozessen im 18. bis 
20. Jahrhundert der Fall war – auch auf 

eine empfangsbereite Gesellschaft treffen. 
Insoweit können sie durchaus hilfreich 
sein, wenn sie empirisch nachweisbare 
oder plausible Befunde verbalisieren und 
auf den Punkt bringen. Insoweit erscheint 
als einzig plausibles Narrativ der EU bis 
auf Weiteres die Sicherung des Friedens in 
Europa und sein Wohlstand. Beides haben 
zunächst die Europäischen Gemeinschaf-
ten und ab 1993 die Europäische Union 
eindrucksvoll und unleugbar unter Beweis 
gestellt und beides wird daher auch in 
Zukunft identitätsstiftend wirken.

Die globalen Ambitionen Europas, seine 
Selbstbehauptung zwischen den Blöcken 
ist zwar ein bei Politikern beliebtes Bild, 
das in keiner Sonntagsrede fehlt, als Nar-
rativ eignet es sich bis auf Weiteres jedoch 
nicht. Nicht nur handelt es sich insoweit 
um eine Projektion interessierter Akteure; 
es erscheint mit Blick auf die Geschichte 
auch keineswegs zwingend, wenn man 
nur etwa an Venedig, die Niederlande 
oder England denkt. Im Übrigen machen 
viele Ameisen noch keinen Elefanten – als 
globaler Akteur würde die EU nur bei ent-
sprechender Interessenübereinstimmung 
taugen.

Die verschiedenen Krisen der EU und 
Wege zu ihrer Bewältigung

Vor diesem Hintergrund lassen sich – 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit – eine 
Reihe von Punkten identifizieren, deren 
glaubwürdige Bewältigung die Europäi-
sche Union zukunftsfester machen würde.

1. Krise der Rechtsgemeinschaft

Da ist zunächst die Krise der Rechtsge-
meinschaft, die sich exemplarisch an der 
Euro- und Flüchtlingskrise festmachen 
lässt. Beide Referenzgebiete stehen pars 
pro toto für einen Befund, der für nahezu 
alle europäisierten Rechtsgebiete gilt.

a) In der seit 2010 andauernden Euro-
krise hat sich der rechtliche Rahmen für 
die Wirtschafts- und Währungspolitik 
in der Europäischen Union letztlich als 
nicht belastbar erwiesen. Das dürfte weni-
ger daran liegen, dass die Regelungen der 
Art. 119 ff. AEUV unzureichend wären, 
als am mangelnden politischen Willen, 

Als globaler Akteur würde die 
EU nur bei entsprechender 

Interessenübereinstimmung taugen.
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Es liegt auf der Hand, dass das 
Nebeneinander so vieler, häufig 
unabgestimmter Rechtsquellen 

Verwaltung und Gerichte 
lähmt, zu Attentismus zwingt 
und die Rechtsgemeinschaft 
letztlich ad absurdum führt. 
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sie auch zu befolgen.16 So sind die in Art. 
126 AEUV enthaltenen Vorgaben für das 
jährliche Budgetdefizit von 3% und das 
zulässige Gesamtdefizit von 60% seit dem 
Eintritt in die Währungsunion mehr als 
40 Mal verfehlt worden. Das stellt zwar 
– anders als oft behauptet wird – an sich 
keine Verletzung des Vertrages dar, son-
dern nur die Erfüllung von das Defizit-
verfahren auslösenden Tatbestandsmerk-
malen. Rechtlich problematisch ist es 
hingegen, wenn Defizitverfahren entgegen 
den vertraglichen Vorgaben erst gar nicht 
eröffnet oder wenn sie – wie im Jahre 
2016 im Hinblick auf Spanien und Portu-
gal – mit einer Sanktion von 0 Euro been-
det werden. Natürlich lässt sich trefflich 
darüber streiten, ob es sinnvoll ist, über-
schuldeten Mitgliedstaaten weitere finan-
zielle Belastungen aufzuerlegen (Art. 126 
Abs. 11 AEUV); da sich der Vertragsgeber 
jedoch für dieses Instrument entschie-
den hat, diskreditiert es die Normativität 
des Vertrages und die Ernsthaftigkeit des 
Regelungs- und Implementationswillens 

der Institutionen, das primärrechtliche 
Instrumentarium auf diese Weise leerlau-
fen zu lassen. 

Die wesentliche Ursache der Eurokrise 
dürfte wohl darin liegen, dass in der 
Währungsunion so heterogene Volkswirt-
schaften zusammengeschlossen worden 
sind, dass sie ohne eine einheitliche Wirt-
schaftspolitik oder ohne erhebliche Trans-
ferleistungen zwischen den Mitgliedstaa-
ten immer weiter auseinanderdriften. 
Einen prinzipiellen Rechtsungehorsam 
gibt es insoweit nicht, auch wenn der Satz 
der früheren französischen Finanzministe-
rin Christine Lagarde vom “forget about 
the treaty“17 in Deutschland vielfach als 
Verrat an dieser Rechtsgemeinschaft ver-
standen wurde. Vielmehr entspricht es 
dem französischen Rechtsverständnis, 
dass das Recht der Politik (lediglich) final 
programmierte Ziele vorgibt, statt sie mit 
konditional programmierten Regeln zu 
binden.18 Wenn sich ein politisches Ziel 
mit den vorhandenen Instrumenten nicht 

erreichen lässt, bedarf es eben anderer. Die 
starke Betonung der Bindungswirkung 
von (öffentlichem) Recht für die Politik 
und seine flächendeckende Justitiabilität 
sind dagegen ein Spezifikum des deut-
schen Rechtskreises, in dem das (öffent-
liche) Recht von jeher die Aufgabe hatte, 
die Macht des Kaisers bzw. des Fürsten 
einzudämmen und ihm politische Opti-
onen auch zu versagen.19 Insoweit hat die 
Eurokrise elementare Unterschiede im 
deutschen und französischen Rechtsden-
ken zutage gefördert, die den handelnden 
Akteuren nicht hinreichend bewusst sind 
und für manches Missverständnis verant-
wortlich zeichnen.

b) Zu den Erschütterungen der Euro-
päischen Union gehört auch ihre offen-
kundige Überforderung in der Flücht-
lingskrise. Von Anfang an war das 
Dublin-System darauf angelegt, nicht 
wirklich zu funktionieren. Nach seiner 
Grundidee sollte der Mitgliedstaat für 
die Durchführung des Asylverfahrens 
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zuständig sein, in dem ein Flüchtling 
zum ersten Mal europäischen Boden (ein-
schließlich Norwegens, Islands und der 
Schweiz) betritt. Grundlage war zunächst 
das Dubliner Abkommen aus den 1990er 
Jahren, das im März 2003 durch die VO 
(EG) Nr. 343/2003 (Dublin II) abgelöst 
wurde, die ihrerseits zum 1. Januar 2014 
durch die VO (EU) Nr. 604/2013 (Dub-
lin III) ersetzt worden ist.

Publizistisch ist dieses System immer als 
unfair kritisiert worden, weil sich die 
nord- und mitteleuropäischen Länder, vor 
allem Deutschland, dadurch vom Migra-
tionsdruck entlastet und die Länder Süd-
europas alleine gelassen hätten. Ein Blick 
auf die Wirklichkeit zeigt freilich, dass das 
System von Anfang an nicht funktioniert 
hat und weder Griechenland noch Italien 
ihren unionsrechtlichen Verpflichtun-
gen nachgekommen sind. Sie haben die 
Flüchtlinge vielmehr weiterziehen lassen. 
So hat Deutschland, wo eigentlich gar 
keine Flüchtlinge und Migranten ankom-
men dürften, ausweislich der Statistik seit 
2003 zwar nicht in jedem einzelnen Jahr, 
wohl aber in der Summe mit Abstand die 
meisten Flüchtlinge und Migranten auf-
genommen – weit mehr als die südeuro-
päischen Länder. Die Richtigkeit dieses 
Befundes wird auch dadurch bestätigt, 
dass EGMR20, EuGH21 und BVerfG22 
in den Jahren 2010 bis 2012 die Über-
stellung von Asylbewerbern nach Grie-
chenland untersagt haben, weil dort eine 
menschenwürdige Unterbringung und 
Verfahrensgestaltung nicht gewährleistet 
war.

Auf dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise 
in Deutschland hat sich zudem gezeigt, 
dass die RiL 2013/33/EU zur Festlegung 
von Normen für die Aufnahme von Per-
sonen, die internationalen Schutz bean-
tragen23, die RiL 2013/32/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren 
für die Zuerkennung und Aberkennung 
des internationalen Schutzes,24 die RiL 
2011/95/EU über Normen für die Aner-
kennung von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch 
auf internationalen Schutz, für einen 
einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 
für Personen mit Anrecht auf subsidiären 

Schutz und für den Inhalt des zu gewäh-
renden Schutzes,25 die Dublin III-VO, der 
Schengener Grenzkodex,26 Art. 77 Abs. 
2 lit. e AEUV, Art. 16a GG, das Aufent-
halts- und das Asylgesetz eine derartig 
unübersichtliche Rechtslage geschaffen 
haben, dass die Bundesregierung nicht 
sicher sagen konnte, welche Handlungs-
optionen zur Bewältigung der Krise ihr 
zur Verfügung standen.27 Diese Aufarbei-
tung dauert noch immer an.

c) Der gemeinschaftliche Besitzstand 
dürfte heute ca. 150.000 Rechtsakte 
unterschiedlichster Qualität umfassen.28 
Hinzu kommen, auf Deutschland bezo-
gen, etwa 14.000 Normen des Bun-

des- und etwa 7.000 bis 8.000 Normen 
des Landesrechts. Es liegt auf der Hand, 
dass das Nebeneinander so vieler, häufig 
unabgestimmter Rechtsquellen Verwal-
tung und Gerichte lähmt, zu Attentis-
mus zwingt und die Rechtsgemeinschaft 
letztlich ad absurdum führt. Ein Recht, 
das keiner mehr kennt, kann weder seine 
demokratische Steuerungsfunktion erfül-
len, noch die Risiken von Herrschaft 
bannen. Der berühmte Satz Montesqui-
eus, dass es, wenn es nicht notwendig 
ist, ein Gesetz zu erlassen, notwendig ist, 
das Gesetz nicht zu erlassen – nie war er 
richtiger als im Rechtsetzungsverbund der 
Europäischen Union unserer Tage.

2. Schwäche des Subsidiaritätsprinzips

Als Rechtsgemeinschaft (Art. 2 S. 1 EUV) 
ist die Europäische Union insbesondere 
durch das Prinzip der begrenzten Einzeler-
mächtigung (Art. 5 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 
S.  1 EUV) und den Subsidiaritätsgrund-
satz (Art. 5 Abs. 3 EUV) gebunden.29

Die Nichtigerklärung von unionalen 
Rechtsakten wegen mangelnder (Ver-
bands-)‌Kompetenz der EU ist bis heute 
eine sehr seltene Ausnahme geblieben. 
Zwar hat der EuGH durchaus zahlreiche 

Rechtsakte wegen Verstoßes gegen das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip, die Grund-
rechte,30 die richtige Rechtsgrundlage31 

oder das Begründungserfordernis (vgl. 
Art.  296 Abs.  2 AEUV)32 für nichtig 
erklärt; die Zuständigkeit der EU hat er 
in über 60 Jahren jedoch nur vier Mal ver-
neint.33 Nimmt man hinzu, dass Organe, 
Einrichtungen und sonstige Stellen der 
EU eine Tendenz zur politischen Selbst-
verstärkung aufweisen,34 die vom EuGH 
mit einer großzügigen Kompetenzausle-
gung im Sinne der Implied-powers-Dok-
trin oder dem Grundsatz der praktischen 
Wirksamkeit (effet utile)35 ebenso gerecht-
fertigt wird wie die robuste Verteidigung 
des gemeinschaftlichen Besitzstandes 
(acquis communautaire), so wird deutlich, 
warum der EuGH gerade in seiner verfas-
sungsgerichtlichen Rolle als Schiedsrich-
ter zwischen Mitgliedstaaten und EU auf 
geringe Akzeptanz stößt.36 

Um ein fairer Schiedsrichter zwischen der 
EU und ihren Mitgliedstaaten zu werden, 
muss er sich jedoch auch bei der Zustän-
digkeitsabgrenzung zu einem „richtigen“ 
Verfassungsgericht mausern, das weniger 
von der Obsession getrieben ist, auch 
noch die letzte Nische des Europäischen 
Rechtsraums seiner Kontrolle zu unter-
werfen, sondern seine Aufgabe vorran-
gig darin sehen, die EU-Organe auf die 
Einhaltung einer strikt(er) verstandenen 
Kompetenzordnung zu verpflichten.

3. Ausweitung der verstärkten 
Zusammenarbeit

Zu den besonderen Gravamina der EU 
gehört die Schwerfälligkeit bei der Anpas-
sung der unionalen Rechtsordnung an 
veränderte politische, ökonomische und 
soziale Rahmenbedingungen. Es kann 
kein Zweifel daran bestehen, dass die 
Europäische Union als Rechtsgemein-
schaft nur überleben wird, wenn sie dem 
damit verbundenen Anspruch auch in 
der Wirklichkeit sozialen Lebens vor Ort 
gerecht wird, wenn das Unionsrecht auch 
von unteren Behörden und Gerichten 
sicher angewandt werden kann und wenn 
es die nationalen Rechtsordnungen nicht 
sprengt.
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Die deutsche Europapolitik hat auf die-
ses Problem von jeher mit dem Ruf nach 
Mehrheitsentscheidungen im Rat geant-
wortet, freilich ohne zu erkennen, dass 
Deutschland der am häufigsten über-
stimmte Mitgliedstaat in der Europäi-
schen Union ist; das Problem der Über-
regulierung und der „Versteinerung“ ist 
damit im Übrigen auch nicht bewältigt.

Not täte vielmehr nicht nur eine drasti-
sche Reduzierung des gemeinschaftlichen 
Besitzstandes, sondern auch mehr Dyna-
mik. Eine solche kann es etwa durch eine 
Ausweitung der verstärkten Zusammen-
arbeit geben, bei der die einzelnen Berei-
che unter einem möglichst intakten und 
belastbaren Dach der Europäischen Union 
existieren und den politischen, ökonomi-
schen und sozialen Gegebenheiten Rech-
nung tragen. Das setzt freilich eine flexi-
blere Handhabung nach dem Prinzip von 
Trial and Error voraus, die Entry- und 
Exit-Optionen gleichermaßen umfasst.

Wenn etwa der Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts der Art. 67 ff., 
Art. 77 ff. AEUV nicht funktioniert, weil 
man die Außengrenzen nicht wirksam 
schützen kann und Europa deshalb in eine 
Legitimations- und Akzeptanzkrise gerät, 
ist es vorzugswürdig, für eine Übergangs-
zeit Einschränkungen hinzunehmen und 
die Binnengrenzen wieder zu kontrollie-
ren. Das sollte keine Frage der Ideologie, 
sondern einer nüchternen Interessenabwä-
gung sein.

Ähnlich verhält es sich mit der Währungs-
union: Wenn all die Liquidität, die hier 
in den vergangenen Jahren eingesetzt wor-
den ist, keine nachhaltigen Früchte trägt 
und eine Haftungsunion, bei der Zahler 
und Empfänger von Anfang an feststehen, 
keine dauerhafte Akzeptanz verspricht, 
dann wird die Europäische Union mit 
einer flexibleren Zusammensetzung der 
Eurozone, die den Beitritt wie den Aus-
tritt eher als technische Frage denn als 
Frage des Überlebens der gesamten EU 
begreift, weniger Schaden nehmen als mit 
einem starren Festhalten an einer nicht 
tragfähigen Konstruktion. Zahlreiche 
Ökonomen empfehlen bekanntlich, die 
jetzige Zusammensetzung zu ändern – sei 
es durch einen Austritt Griechenlands, sei 
es durch einen Austritt Deutschlands. Ich 

kann hier mangels Sachverstands weder 
für das eine noch für das andere plädie-
ren – allein Denkverbote machen keinen 
Sinn, und selbst der politische Wille der 
Mitgliedstaaten wird sich auf Dauer nicht 
über ökonomische, politische und sozi-
ale Gegebenheiten hinwegsetzen können. 
Dass die Politik beschließen könne, dass 
das Wasser den Berg hinauffließt, ist ein 
aus Selbstüberschätzung geborener Irr-
glaube. Als „milderes Mittel“ würde mög-
licherweise aber auch eine Insolvenzord-
nung für die Eurozone genügen.

Europa näher an den Bürger bringen

Zu einem Aufbruch könnte der Europä-
ischen Union auch verhelfen, wenn die 
Verbindung zwischen den Unionsbür-
gerinnen und Unionsbürgern und den 
EU-Institutionen intensiviert würde, ins-
besondere zwischen den Bürgern und den 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments. 
Trotz seiner über die Jahrzehnte gewachse-
nen Bedeutung im institutionellen Gefüge 
der EU und der enormen Kompeten-
zerweiterung, die es erfahren hat,37 ist es 
bislang nicht gelungen, das Europäische 
Parlament auch in der Wirklichkeit poli-
tischen Lebens zu dem Repräsentations-
organ der Unionsbürgerinnen und -bür-
ger zu machen, das Art. 10 Abs. 2 EUV 
eigentlich vorsieht.

Das Europäische Parlament wirkt viel-
mehr sehr selbstreferentiell und weit 
von den Bürgern entfernt, die „ihre“ 
Europaabgeordneten in der Regel nicht 
kennen (können). Von seinem Selbst-
verständnis her ist das Europäische Par-
lament – wie die EU-Kommission und 
der EuGH38  – ein tendenziell unitarisch 
ausgerichtetes Organ39. Es gehört zu den 
gesicherten Erkenntnissen der Organisa-
tionswissenschaften, dass jede Einrich-
tung in der Regel nach einer Ausweitung 
ihrer Instrumente und Ressourcen strebt 

und dass dies in Mehr-Ebenen-Systemen 
typischerweise zu Lasten der unteren Ebe-
nen geschieht. Das gilt jedenfalls seit der 
ersten Direktwahl im Jahre 1979 auch 
für das Europäische Parlament, dessen 
Mitglieder in ihrer Stellung und ihrem 
Aktionsradius vor allem von Aufgaben, 
Befugnissen, Ressourcen und Ansehen 
des Europäischen Parlaments abhängen 
und daher in der Regel ein natürliches 
Interesse an einer möglichst weitgehenden 
Vergemeinschaftung von Aufgaben und 
Befugnissen haben. Mit den nach wie vor 
dominanten politischen Prozessen in den 
Mitgliedstaaten hat dies jedoch wenig zu 
tun und häufig auch nicht mit einer effek-
tiven und bürgernahen Problemlösung. 
Das Europäische Parlament wirkt insoweit 
abgekoppelt.

Will man dies ändern, so bedarf es einer 
Modifikation des Wahlrechts, die die Res-
ponsivität des Europäischen Parlaments 
erhöht. Nach Art. 1 Abs. 1 DWA werden 
die Mitglieder des Europäischen Parla-
ments nach dem Verhältniswahlsystem auf 
der Grundlage von Listen oder von über-
tragbaren Einzelstimmen gewählt. Das 
führt zu bürgerfernen Listenaufstellungen, 
beamtenähnlichen Parlamentarierkarri-
eren und der Unmöglichkeit, den Erfolg 
der Abgeordneten an die Interessen und 
den Willen spezifischer Wähler zu bin-
den. Will man dies ändern und das Euro-
päische Parlament zur wirklichen Agora 
der Interessen von Unionsbürgerinnen 
und -bürgern machen, so sollte man den 
Wechsel zu einem Mehrheitswahlrecht 
erwägen, mit über die gesamte Europäi-
sche Union verteilten 751 Wahlkreisen, in 
denen jeder Bürger „seinen“ Abgeordne-
ten hat und jeder Abgeordnete politisch 
gezwungen ist, den Interessen „seiner“ 
Wähler Rechnung zu tragen. 

Dermaßen vorsichtig neu ausgerichtet 
könnte der Staaten-, Verfassungs-, Recht-
setzungs-, Verwaltungs- und Rechtspre-
chungsverbund der Europäischen Union 
nicht nur zu einer überzeugenden Bewäl-
tigung künftiger Herausforderungen 
und Krisen beitragen, sondern auch ein 
Narrativ von Frieden, Freiheit, Selbstbe-
stimmung und Solidarität à l'européenne 
tragen. 
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